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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich als Anlage 1 den von der Bundesregierung 
beschlossenen 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Geschäftsraummietengesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 148. Sitzung am 28. Oktober 1955 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf die sich aus der Anlage 2 ergebenden Änderungen vorzu- 
schlagen. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Gesetzentwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zu- 
stimmung bedarf. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlä- 
gen des Bundesrates ist aus der Änlage 3 ersichtlich. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Drude: Bonner Universltäts-Buchdrudeerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hana Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20 Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 

zur Änderung des Geschäftsraummietengesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

In das Geschäftsraummietengesetz vom 
25. Juni 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 338) in 
der Fassung des Gesetzes zur Änderung des 
Geschäftsraummietengesetzes vom 26. De- 
zember 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 503) wer- 
den nach § 7 folgende Vorschriften eingefügt: 

4 7 a 

(1) Ist ein vor dem 1. Dezember 1951 be- 
gründetes Mietverhältnis über Geschäfts- 
räume durdi Kündigung des Vermieters oder 
wegen Zeitablaufs beendigt und ist der Mie- 
ter aus diesem Grunde zur Räumung oder 
Zurückgabe des Mietgegenstandes verurteilt 
worden, so hat das Vollstreckungsgericht die 
Vollstreckung wegen des Anspruchs auf Räu- 
mung oder Zurückgabe auf Antrag des Mie- 
ters einstweilen einzustellen, wenn die Voll- 
streckung für ihn eine erhebliche Gefährdung 
seiner derzeitigen wirtschaftlichen Lebens- 
grundlage mit sich bringen würde. Die Ein- 
stellung kann auf Antrag auch ein zweites 
Mal angeordnet werden. Die Vollstreckung 
kann jedoch insgesamt höchstens auf die 
Dauer von 9 Monaten, gerechnet vom Tage 
der Rechtskraft des Urteils oder, falls eine 
Räumungsfrist gewährt worden ist (§ 7), 
vom Tage des Ablaufs dieser Frist, eingestellt 
werden. 

(2) Die Einstellung ist zu versagen, 

1. wenn der Mieter es unterlassen hat, sich 
ernsthaft um andere ihm zumutbare 
Räume zu bemühen; 

2. wenn zur Zeit der letzten mündlichen 
Verhandlung Umstände Vorgelegen haben, 


aus denen der Vermieter zur Kündigung 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist be- 
rechtigt war, oder wenn später solche Um- 
stände eingetreten sind; 

3. wenn und soweit die Einstellung auch 
unter Berücksichtigung der Verhältnisse 
des Mieters für den Vermieter oder einen 
Dritten eine unzumutbare Härte bedeuten 
würde. 

(3) Eine Entscheidung, durch welche die 
Vollstreckung gemäß Absatz 1 eingestellt 
worden ist, kann auf Antrag des Vermieters 
aufgehoben oder geändert werden, wenn die 
für sie maßgeblichen Verhältnisse sich ge- 
ändert haben. 

(4) Das Vollstreckungsgericht entscheidet 
über Anträge, die nach den vorstehenden 
Absätzen gestellt werden können, durch Be- 
schluß; vor der Entscheidung ist der Gegner 
zu hören. Gegen den Beschluß findet die so- 
fortige Beschwerde statt. 

(5) Ist eine Entscheidung des Vollstrek- 
kungsgerichts noch nicht ergangen, so kann 
der Gerichtsvollzieher die Vollstreckung 
wegen des Anspruchs auf Räumung oder Zu- 
rückgabe bis zur Entscheidung des Voll- 
streckungsgerichts, jedoch nicht länger als 
eine Woche, aufschieben, wenn ihm die Vor- 
aussetzungen für die Einstellung glaubhaft 
gemacht werden und dem Mieter die recht- 
zeitige Anrufung des Vollstreckungsgeridits 
nicht möglich war. 

(6) Für die Kosten ist § 788 Abs. 3 der 
Zivilprozeßordnung entsprechend anzu- 
wenden. 

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten für Mietver- 
hältnisse über gewerblich genutzte unbebaute 
Grundstücke sowie für Pachtverhältnisse 
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über Geschäftsräume oder gewerblich ge- 
nutzte unbebaute Grundstücke entsprechend. 

§ 7b 

Wird im Fall der Beendigung eines vor 
dem 1. Dezember 1951 begründeten Miet- 
verhältnisses über Geschäftsräume eine Räu- 
mungsfrist gewährt (§ 7) oder die Voll- 
streckung eingestellt (§ 7 a), so kann der Ver- 
mieter für die Zeit von der Beendigung des 
Mietverhältnisses bis zum Ablauf der Räu- 
mungsfrist oder des Vollstreckungsschutzes 
abweichend von § 557 Satz 2 des Bürger- 
lichen Gesetzbuches Ersatz des Schadens, der 
ihm durch die Vorenthaltung des Mietgegen- 
standes entsteht, über die bis zur Beendi- 
gung des Mietverhältnisses gesdiuldete Miete 
hinaus nur insoweit verlangen, als eine Ent- 


B e g r ü 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner Ent- 
schließung vom 8. Dezember 1954 (Steno- 
graphische Berichte S. 2973 ff.) die Bundes- 
regierung u. a. ersucht, dem Bundestag Vor- 
schläge zu unterbreiten, die geeignet sind, 
nach Ablauf der Schutzbestimmungen der 
8 ff. des Geschäftsraummietengesetzes 
(GRMG) etwa eintretende schwere soziale 
Härten zu vermeiden. Insbesondere in sol- 
chen Fällen, in denen die Kündigung zur 
Vernichtung der wirtschaftlichen Lebens- 
grundlage des Mieters führen würde. Die 
Bundesregierung hat in einer Stellungnahme 
vom 21. September 1955 zu dieser Ent- 
schließung folgendes ausgeführt: 

Auf Grund der Erhebungen sei es weder er- 
forderlich noch zu rechtfertigen, den im 
Dritten Abschnitt des Geschäftsraummieten- 
gesetzes vorgesehenen Kündigungsschutz zu 
verlängern. Es könnten auch ähnliche Be- 
schränkungen des Kündigungsrechts nicht 
mehr In Betracht gezogen werden. Dagegen 
sei es geboten, bestimmte Maßnahmen des 
Vollstreckungsschutzes vorzusehen. Die Bun- 
desregierung werde den gesetzgebenden Kör- 
perschaften den Entwurf eines entsprechen- 
den Gesetzes zuleiten. 

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält die 
in der erwähnten Stellungnahme angekün- 
digten Maßnahmen. Ein Schutz gegen die 


Schädigung nach den Umständen billig er- 
scheint. Entsprechendes gilt für Mietverhält- 
nisse über gewerblich genutzte unbebaute 
Grundstücke sowie für Pachtverhältnisse 
über Geschäftsräume oder gewerblich ge- 
nutzte unbebaute Grundstücke. 

§ 7c 

Die §§ 7 a und 7 b sind nur anzuwenden, 
wenn der Mieter vor dem 31. Dezember 
1957 rechtskräftig zur Räumung oder Zu- 
rückgabe des Mietgegenstandes verurteilt Ist.“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1956 in 
Kraft. 


n d u n g 

Vollstreckung aus Räumungsurteilen wird 
einem Mieter nur für eine gewisse Zeit ge- 
währt werden können. Dem Mieter eines 
Geschäftsraumes kann bereits nach § 7 eine 
Räumungsfrist bewilligt werden; darüber 
hinaus soll für die vor dem 1. Dezember 
1951 begründeten Mietverhältnisse In Härte- 
fällen, in denen der Mieter durch die Voll- 
streckung zur Aufgabe seiner derzeitigen 
Lebensgrundlage genötigt werden würde, er- 
gänzend ein besonderer Vollstreckungsschutz 
vorgesehen werden. Die Prüfung der Um- 
stände des Einzelfalles soll dem Vollstrek- 
kungsverfahren Vorbehalten bleiben, weil es 
hierfür besonders geeignet ist und weil auch 
in ihm am ehesten eine Anpassung an die 
Verhältnisse, die sich möglicherweise ändern, 
zu erreichen ist. 

Im einzelnen ist zu dem Entwurf folgendes 
auszuführen: 

Zu Art. 1 

Art. 1 fügt dem Geschäftsraummietengesetz 
die im folgenden erläuterten §§ 7 a bis 7 c ein. 

Zu § 7 a 

Abs. 1 sieht vor, daß die Vollstreckung aus 
Räumungsurteilen auf Antrag des Mieters 
durch das Vollstreckungsgericht einstweilen 
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einzustcllen ist, wenn durch die Vollstrck- 
kun^ die derzeitige wirtschaftliclie Lebens- 
grundlage des Mieters crheblicli gefährdet 
würde. Da auf die derzeitige wirtschaftliche 
L.ebensgrundlage abgestellt wird, kann ein 
Mieter nicht etwa ohne weiteres darauf ver- 
wiesen werden, daß er nadi Auflösung seines 
Geschäftes die Möglichkeit haben würde, ein 
anderes Geschäft völlig neu aufzubauen oder in 
unselbständiger Stellung ein ausreichendes 
Einkommen zu erzielen. Der Entwurf sicht 
eine einmalige Wiederholung der Einstellung 
vor. Da es sich bei dem Vollstreckungsschutz 
nur um eine letzte Übergangsmaßnahme 
handeln kann, soll die Dauer der Einstellung 
gesetzlich befristet sein. Für den Schutz, der 
gewährt wird, erscheint eine Zeit von insge- 
samt 9 Monaten als ausreichend, da der Mie- 
ter sich innerhalb dieses Zeitraums in einer 
durch die Aufgabe der Räume veranlaßten 
Weise umstellen kann; diese Frist erscheint 
auch als angemessen. Sie darf nicht über- 
schritten werden, so daß eine zweite Einstel- 
lung, die an sich möglich ist, nur innerhalb 
dieses Zeitraums liegen kann. Die Vorschrift 
beschränkt sich ausdrücklich auf Räumungs- 
urteile. Von einer entsprechenden Regelung 
für gerichtliche Vergleiche ist abgesehen; bei 
Vergleichen kann und muß es den Parteien 
überlassen werden, die Voraussetzungen, 
unter denen die Räumung erfolgen soll, 
selbst festzulegen. 

Abs. 2 führt die Gründe auf, aus denen eine 
Einstellung auda bei Vorliegen der Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 zu versagen ist. Aus 
Nr. 1 ereibt sich, daß der Mieter sich um 
andere Räume ernsthaft bemühen muß, 
wenn er den Vollstreckungsschutz nicht ver- 
wirken will. Nach Nr. 2 soll der Vollstrek- 
kungsschutz dann zu versagen sein, wenn 
Umstände im Zeitpunkt der letzten münd- 
lichen Verhandlung Vorgelegen haben oder 
später eingetreten sind, die so gewichtig sind, 
daß sie den Vermieter zur Kündigung des 
Mietverhältnisses ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist berechtigen. Nach Nr. 3 ist 
die Einstellung ausgeschlossen, soweit sie 
auch unter Berücksichtigung der Verhältnisse 
des Mieters für den Vermieter oder einen 
Dritten (Insbesondere den Nadamieter) eine 
unzumutbare Härte bedeuten würde. Das 
Gericht wird hier im Einzelfall die Interessen 
gegeneinander abzuwägen haben. Es werden 
hierbei vielfach ähnlidac Gesidatspunkte 
maßgeblich sein, wie sie bei der Interessen- 
abwägung nach § 4 MSchG zu beachten sind. 


Abs. 3 ermöglicht es, eine Entscheidung, 
durch welche die Vollstreckung eingestellt ist, 
nachträglich aufzuheben oder abzuändern, 
wenn sich die maßgeblichen Umstände ver- 
ändert haben. 

Abs. 4 enthält die für das Verfahren erfor- 
derlichen Vorschriften. 

In Abs. 5 ist in Anlehnung an § 765 a Abs. 2 
ZPO vorgesehen, daß unter besonderen Um- 
ständen cler Gerichtsvollzieher die Durchfüh- 
rung der zwangsweisen Räumung bis läng- 
stens 1 Woche aufschieben kann. 

Abs. 6 regelt die Kosten des Verfahrens, 
indem er die eine Billigkeitsentscheidung er- 
naöglichende Vorschrift des § 788 Abs. 3 
ZPO für entsprechend anwendbar erklärt. 

Durda Abs. 7 werden den Mietverhältnissen 
über Geschäftsräume, die in den Abs. 1 bis 6 
behandelt werden, die Mietverhältnisse über 
gewerblich genutzte unbebaute Gruncistücke 
sowie die Pachtverhältnisse über Gesdaäfts- 
räume oder gewerblich genutzte unbebaute 
Grundstücke gleichstellt. 

Zu § 7b 

Diese Vorschrift beruht auf folgenden Er- 
wägungen: 

Die Gewährung der Räunaungsfrist nach § 7 
GRMG und die Gewährung von Vollstrek- 
kungsschutz schließen den Verzug des Mie- 
ters lainsichtllch der Erfüllung des Räunaungs- 
anspruchs aus § 556 BGB nicht aus. Ein Mie- 
ter, dem eine Räumungsfrist (§ 7 GRMG) 
oder Vollstreckungsschutz (§ 7 a) gewährt 
wird, würde also nach § 557 Satz 2 BGB über 
die Zahlung des bisherigen Mietzinses hinaus 
zum Ersatz des vollen Verzugsschadens ver- 
pflichtet sein. Eine derartige Schadensersatz- 
pflicht kann für den Mieter in Einzelfällen 
eine so schwere Belastung darstellen, daß er 
ungeachtet der Räunaungsfrist oder des Voll- 
streckungsschutzes zur sofortigen Aufgabe 
seiner Räume gezwungen wäre. Damit würde 
der Schutz, der gewährt werden soll, ver- 
eitelt. Es ist daher als erforderlich angesehen 
worden, bei Mietverhältnissen, die vor dem 
1. Dezember 1951 begründet sind, auch inso- 
weit für eine Übergangszeit einen besonde- 
ren Schutz zu gewähren. Allerdings ist es 
nicht zu rechtfertigen, entsprechend dem 
§ 5 a Abs. 4 MSchG vorzusehen, daß der 
Mieter für die Dauer der Räunaungsfrist und 
des Vollstreckungsschutzes die gleiche Rechts- 
stellung erhält, wie sie bis zur Beendigung 
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des Mietverhältnisses gegeben war. Es dürfte 
vielmehr genügen, die in § 557 Satz 2 BGB 
vorgesehene Schadensersatzpflicht des Mie- 
ters im Einzelfall zu beschränken. Der Mie- 
ter ist hiernach zum Schadensersatz nur inso- 
weit verpflichtet, als eine Entschädigung des 
Vermieters nach den Umständen billig er- 
scheint. Die Höhe des Schadensersatz- 
anspruchs ist im Streitfälle vom Prozeß- 
gericht unter Abwägung aller Umstände zu 
bestimmen. 

Zu § 7c 

In der Erwägung, daß für die vor dem 1. De- 
zember 1951 begründeten Mietverhältnisse 
ein besonderer Schutz nur noch für eine 
letzte Übergangszeit als erforderlich anzu- 
sehen ist, wird in § 7 c für die Sdiutzbcstini- 
mungen der 7 a und 7 b eine zeitliche Be- 
grenzung vorgesehen. Nach Ablauf der 
Übergangszeit werden die Geschäftsraum- 


mietverhältnissc ohne Rücksicht auf den 
Zeitpunkt ihrer Begründung einander gleich- 
gestellt sein. Auch aus diesem Grunde ist 
eine längere Dauer der Übergangszeit nicht 
zu rechtfertigen. 

Zu Art. 2 

Das Gesetz soll nach seinem Art. 2 am 

1. Januar 1956 in Kraft treten. Es schließt 
damit unmittelbar an den Ablauf des Kün- 
digungsschutzes an. Für die Gewährung von 
Vollstreckungsschutz kommt es nicht dar- 
auf an, ob dem Mieter auf Grund des Drit- 
ten Abschnitts des Geschäftsraummieten- 
gesetzes bereits ein Kündigungsschutz ge- 
währt worden ist oder nicht. 

Eine Berlin-Klausel ist nicht vorgesehen, weil 
das Geschäftsraummietengesetz im Lande 
Berlin nicht in Kraft gesetzt worden ist. 


Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu 
fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz be- 
schlossen:“. 

Begründung 

Durch den vorliegenden Entwurf sollen 
das Geschäftsraummietengesetz vom 25. 
Juni 1952 (BGBl. I S. 338) und das Ände- 
rungsgesetz hierzu vom 26. Dezember 
1954 (BGBl. I S. 503) formell ergänzt 
werden. Beide Gesetze sind Zustimmungs- 
gesetzc. Ergänzungen dieser Gesetze, wie 
sie der Entwurf vorsieht, bedürfen wie- 
derum der Zustimmung des Bundesrates. 

2. Zu Art. 1 (§ 7 a Abs. 1) 

a) In § 7 a Abs. 1 Satz 1 sind nach den Wor- 
ten „verurteilt worden“ einzufügen die 
Worte „oder hat er sich hierzu in 
einem gerichtlichen Vergleich ver- 
pflichtet“. 

b) In § 7 a Abs. 1 Satz 3 sind nach den Wor- 
ten „des Urteils“ einzufügen die Worte 
„oder dem Tage des Vergleichs- 
abschlusses“. 


Begründung zu a) und b) 

Es ist nicht einzusehen, warum die Ver- 
günstigungen nicht auch für gerichtliche 
Vergleiche gelten sollen. Es erscheint viel- 
mehr angebracht, diese einzubeziehen, da- 
mit auch der rechtsunkundige, unter dem 
Druck des Prozesses zu einem Räumungs- 
vergleich bereite Mieter gegebenenfalls 
den Vollstreckungsschutz erlangen kann. 
Die vorgeschlagene Änderung dient auch 
der Prozeßökonomie, da sonst von einem 
verantwortungsbewußten und vorsichtigen 
Vertreter des Beklagten zukünftig ln die- 
sen Fällen kaum ein Räumungsvergleich 
abgeschlossen würde. Hinzu kommt 
schließlich, daß sich häufig im Zeitpunkt 
des Vergleichsabschlusses die Entwicklung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Schuldners noch nicht mit hinreichender 
Sicherheit übersehen läßt. 

3. Zu Art. 1 (§ 7 c) 

§ 7 c am Ende ist wie folgt zu ergänzen: 
„oder sich vor diesem Zeitpunkt hierzu in 
einem gerichtlichen Vergleich verpflichtet 
hat.“. 

Begründung 

Vgl. Begründung zu Nr. 2 oben. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung zu den 
Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Vor- 
schlägen, die der Bundesrat zu dem vorbe- 
zeidmeten Gesetzentwurf gemäß seinem Be- 
schluß vom 28, Oktober 1955 — Bundes- 
ratsdrucksache Nr. 316/55 (Beschluß) — ge- 
macht hat, Stellung wie folgt: 

Zu Nr. 1 

Die Bundesregierung vermag eine Zustim- 
mungsbedürftigkeit des Gesetzentwurfs nidit 
anzuerkennen. Unzweifelhaft macht der In- 
halt des Gesetzentwurfs als solcher den Ge- 
setzentwurf nicht zustimmungsbedürftig, da 
der Entwurf ausschließlich Vorschriften voll- 
streckungsrechtlicher und zivilrechtlicher Art 
enthält. Es wird auch keine zustimmungs- 
bedürftige Vorschrift des Gesetzes geändert. 
Der Umstand allein, daß die in dem Entwurf 
enthaltenen Vorschriften in das Geschäfts- 
raummietengesetz eingefügt werden sollen, 
das aus anderen Gründen als Zustimmungs- 
gesetz verkündet ist, vermag die Zustim- 
mungsbedürftigkeit des Gesetzentwurfs nicht 
zu begründen. 

Zu Nr. 2 und 3 

Die Vorschläge des Bundesrates unter Nr. 2 
und 3 zielen darauf ab, in Fällen von gericht- 
lichen Vergleichen die gleiche Möglichkeit des 
Vollstreckungsschutzes zu schaffen, wie sie 
der Entwurf für den Fall einer Verurteilung 
des Mieters oder Pächters vorsieht. Die Bun- 
desregierung hält demgegenüber an der in 
der Begründung: zur Regierungsvorlage zum 
Ausdruck gebrachten Auffassung (vgl. Be- 
gründung zu § 7 a Abs. 1 a. E.) fest, daß eine 
solche Regelung abzulehnen ist, weil es für 
den Fall eines gerichtlichen Vergleichs den 
Parteien überlassen bleiben kann und muß, 
die Voraussetzungen, unter denen die Räu- 
mung erfolgen soll, selbst vertraglich fest- 
zulegen. Der Erwägung des Bundesrates, daß 
das Fehlen einer Vollstreckungsmöglichkeit 
die Vergleichsbereitschaft auf selten der Mie- 
ter beeinträchtigen könne, ist entgegenzuhal- 
ten, daß in nicht minder hohem Maße das 
Vorhandensein einer Vollstreckungsvorschrift 


die Vergleichsbereitschaft auf seiten des Ver- 
mieters beeinträchtigen müßte. Für den Fall, 
daß nach Abschluß des Vergleichs unvorher- 
gesehene Umstände elntreten, bedarf es kei- 
nes Vollstreckungsschutzes. Solche Umstände 
können, soweit sie rechtserheblich sind, unter 
dem Gesichtspunkt des § 779 BGB oder des 
Wegfalls oder der Änderung der Geschäfts- 
grundlage berücksichtigt werden; insoweit 
handelt es sich um Angriffe gegen den mate- 
riellen Bestand des Vergleichs, die nicht im 
Vollstreckungsschutzverf ähren auszutragen 
sind. Auch wenn man eine Vollstreckungs- 
schutzvorschrift für den Fall des Vergleichs 
in Betracht ziehen wollte, müßte eine solche 
Vorschrift jedenfalls so gestaltet sein, daß 
vorbehaltlich des § 765 a ZPO eine den Voll- 
strcckungsschutz ausschließende Verein- 
barung möglich bleibt. Die Parteien würden 
deshalb auch im Falle einer solchen Regelung 
nicht der Notwendigkeit enthoben sein, In 
dem Vergleich zum Ausdruck zu bringen, ob 
bei Eintritt der nach dem Vergleich vorge- 
sehenen Räumungspflicht die Möglichkeit 
der Inanspruchnahme von Vollstreckungs- 
schutz bestehen soll oder nicht. Im Hinblick 
hierauf könnte der Abschluß von Verglei- 
chen durch das Vorhandensein einer Voll- 
streckungsschutzvorschrift nach Ansicht der 
Bundesregierung nicht erleichtert werden. 
Anderseits ist es nach Ansicht der Bundes- 
regierung durchaus möglich und den Par- 
teien auch zuzumuten, bei Abschluß eines 
Vergleichs das Fehlen einer Vollstreckungs- 
schutzvorschrift in Rechnung zu setzen und 
die entsprechenden Modalitäten der Räu- 
mung festzulegen. Auch bei Vergleichen, die 
vor der Kenntnis von der Im vorliegenden 
Entwurf enthaltenen Regelung geschlossen 
sind, kann cs nach Ansicht der Bundesregie- 
rung dem Mieter oder Pächter, der die Räu- 
mung zu einem bestimmten Zeitpunkt ver- 
sprochen hat, zugemutet werden, diese Ver- 
pflichtung einzuhalten. Weder Rechtsgründe 
noch Billigkeitserwägungen lassen demnach 
eine Erstreckung des Vollstreckungsschutzes 
auf gerichtliche Vergleidie erforderlich er- 
scheinen. 
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